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43 abgewiesene gegenüberstehen. Die zweite Karte beschäftigt
sich mit dem Scheidungsgrund des Ehebruchs (Nr. 509), der
nach einer neueren Entscheidung des Bundesgerichtes (BGE 98
n 161ff.) eine — widerlegbare — Rechtsvermutung dafür be
gründet, daß durch ihn die Ehe im Sinne von Artikel 142
ZGB unheilbar zerrüttet wurde. -Wenn man alles'das, was die
Praxis hier erarbeitet hat — etwa im Zusammenhang mit der
Verzeihung durch Wiederaufnahme intimer Beziehungen seitens
des beleidigten Ehegatten — einem. Laien erklärt, so wird dieser
aus dem Staunen nicht herauskommen. Um so wertvoller ist es,
wenn man die Belege darüber, wie auch zu den weiteren, eher
selteneren Scheidungsgründen der Art. 138, 139, 140 und 141
ZGB in so präziser und handlicher Form verfügbar hat, wie es
bei den per 2. Januar 1978 abgeschlossenen Karten Nr. 509 und
510 der Fall ist. In der Ersatzkarte Nr. 511 schließlich setzt sich
der Verfasser mit den verschiedenen Aspekten des Art. 142 ZGB
auf eindrückliche Weise auseinander.

Als besonders aktuelle Hilfe erscheint dem nach rascher
Antwort isuchenden Praktiker in manchen Zusammenhängen die
von lic. iur, Jean Mathez vom BIGA stammende Ersatzkarte (Nr.
1147) zur Arbeitslosenversicherung, die auf den Stand per
15.April 1978 gebracht ist, womit die bisherigen, nur drei Jahre
alten Karten 1147 und 1147a bereits historischen Wert erlangen.

Prof, Hans Ulrich Walder, Zollikon

V. Beseler, Bora / Jacobs, Barbara: Law Dictionary,
Englisch-Deutsch. Fachwörterbuch der anglo-amerikanischen
Rechtssprache, 3., völlig neu bearbeitete Auflage. XV, 888 S.
(Berlin 1976. de Gruyter.) Brosch. DM 178.—. Geb. DM 198.—

Bei diesem Band handelt es sich um eine vollständige Neu
bearbeitung des letatmals 1947 erschienenen «Taschenwörter
buches der Rechts- und (^chäittssprache>. Der Wortschatz
wurde nicht nur neu zusammengestellt, sondern auch sehr er
heblich erweitert, und zwar nicht nur im Vergleich zur Vorauf
lage, sondern auch zum 1971 erschienenen deutsch-englischen
Teil.

Der Band besticht durch seine Reichhaltigkeit. Dabei hat
sich die Verfasserin konsequent auf die Bearbeitung der Fach
terminologie (freilich unter Berücksichtigung wesentlicher Aus
drücke aus verwandten Gebieten wie Bank und Versicherung,
Steuer-, Zoll- und Militärwesen) beschränkt.

Berücksichtigt werden auch die Unterschiede in Bedeutung
und Schreibweise, die sich zwischen der englischen und der
amerikanischen Rechtssprache gebildet haben.

Stichproben zeigen, daß die Übersetzung durchwegs prä
zis und zuverlässig ist. Auch ist es der Autorin mit viel Sach
kenntnis gelungen, da analoge Begiiffe zu finden, wo sich In
stitute im deutschen und im anglo-amerikanischen Rechtsbereich
nicht einfach entsprechen.

Vermißt werden Hinweise auf stehende Wendungen und
Anwendungsbeispiele. Dafür sind neben den Hauptbegriffen
fast durchwegs zahlreiche Wortzusammensetzungen und -verbin-
dxmgen angeführt, die die Verwendungsart eines Begriffs pla
stisch aufzeigen. Prof, Peter Forstmoser, Zürich

Drews, Bill / Wacke, Gerhard / Vogel, Klaus / Martens,
Wolfgang: Gefahrenabwehr. Allgemeines Polizeirecht (Ord
nungsrecht) des Btmdes \md der Länder. 8., völlig neu bearbei
tete Auflage. 237 S. Zweiter Band: Wandlungen des Polizei
hegriffs, Generalklausel und Spezialermächtigungen, Die Ge
neralermächtigung zur Gefahrenahwehr, Polizeipflichtige Per
sonen von Wolfgang Martens, (Köln 1977. Heymanns.) Geb.

Das führende Standardwerk des deutschen Polizeirechts
wurde in der achten Auflage erstmals auf zwei Bände aufgeteilt.
Der von Klaus Vogel bearbeitete erste Band konnte bereits frü
her hier angezeigt werden (SJZ 72/1976 S. 167). Der seither er

schienene zweite Band stellt das Ergebnis einer gründlichen
Neubearbeitung durch Wolfgang Martens dar, der die Gesetz
gebung, Judikatur und Literatur bis Ende 1976 berücksichtigte.

Ein summarischer erster Teil über die Wandlungen des
Polizeihegriffs läßt in der Bundesrepublik Deutschland ähnliche
Entwicklungen erkennen, wie sie Andreas Jost in seiner subtilen
Analyse für die Schweiz aufgezeigt hat (Die neueste Entwick
lung des Polizeibegriffs im schweizerischen Recht, Diss. Bern
1975). Interessanter ist der zweite Teil, in welchem in grund
sätzlicher Weise das Verhältnis der Spezialermächtigungen zur
polizeilichen Generalklausel erörtert wird. Unter der Sammel
bezeichnung «polizeiliche Standardmaßnahmem^ behandelt der
Verfasser die typischen polizeilichen Eingriffe in Freiheit und
Eigentum, welche gerade zur Erhaltung der Freiheit notwendig
sind und im Zusammenhang mit der terroristischen Kjiminalitat
an Bedeutung zugenommen haben, jedoch in einem Rechtsstaat
am Verhältnismäßigkeitsprinzip ausgerichtet sein müssen und
einer klaren gesetzlichen Regelung bedürfen. Im Zusammenhang
mit freiheitsbeschränkenden und -entziehenden Maßnahmen

kommt dabei auch die Tragweite von Art. 5 EMRK — über den
freilich Art. 104 des Grundgesetzes hinausgeht — zur Sprache.
Berücksichtigt wird femer der im Jahre 1976 von der deutschen
Innenministerkonferenz verabschiedete Musterentwurf eines ein
heitlichen Polizeigesetzes (vgl. dazu auch die Veröffentlichung
von Gerd Heise, Musterentwurf eines einheitlichen Polizei
gesetzes, Stuttgart/München/Hannover 1976). Da das materielle
Polizeirecht in der Schweiz im argen liegt, indem in den meisten
Kantonen wichtigste Zwangsmaßnahmen, einschließlich des
Schußwaffengebrauchs, bloß auf der Stufe der Dienstreglemente
— und auch dort bisweilen nur in lückenhafter Weise — geregelt
sind, können Redaktoren schweizerischer Polizeigesetze vom
deutschen Musterentwurf und von der sämtliche deutschen Län-
derpolizeigesetze berücksichtigenden Darstellung polizeilicher
Zwangsmittel im «Drews/Wacke» wertvolle Anregungen empfan
gen. Wenig ergiebig ist dagegen für das schweizerische Recht
die im dritten Teil vorgenommene scharfe Abgrenzung zwischen
«öffentlicher Ordnung» und «öffentlicher Sicherheit», da bei uns
die Begriffe in Rechtsprechung und Literatur selten klar aus
einandergehalten werden und die Abgrenzung keinen prakti
schen Nutzen hat. Der vierte Teil über polizeipflichtige Perso
nen ist dann wieder für den schweizerischen Juristen sehr wert
voll, weil sich bei der Frage nach dem Adressaten polizeilicher
Maßnahmen in den beiden Ländern analoge Probleme ergeben;
besonders interessant sind die Betrachtungen über die Auswahl
imter mehreren Störem und unter mehreren Beteiligten im poli
zeilichen Notstand, ein Problemkreis, mit dem sich Urs Gueng
einmal in einer besonderen Untersuchung befaßte (ZBl. 74/1973,
S. 257 f.). Prof, Walter Haller, Pfäffhausen!Zürich

Popper, Hans/Wolny, Erich (Hrsg.): Beiträge zum Me
dienrecht. Linzer Universitätsschriften, Monographien 4, VH,
144 S. (Wien/New York 1978. Springer.) Geheftet DM 37.—.

In diesem Buch'finden sich drei Referate vereinigt, die an
der von den wissenschaftlichen Assistenten der Fachrichtung
Öffentliches Recht organisierten Arbeitstagung über Medien
recht an der Johannes Kepler-Universität in T.ing: gehalten wur
den. Bemd-Christian Funk, Wien, äußert sich zu öffentlich
rechtlichen Fragen des Kabelfemsehens in Österreich und stellt
Überlegungen zur geltenden und künftig zu gestaltenden Rechts
lage an. Nach einer kurzen Übersicht über die Entwicklung imd
die gegenwärtige Situation des Rundfunkrechtes in Österreich
untersucht der Autor die Verfassungsgrundlage, die in Österreich
ebenso unklar zu sein scheint wie in der Schweiz. Ebenso hat die
gesetzliche Regelung mit den Fortschritten der Technik Schritt
gehalten, doch ist beispielsweise unklar, ob der österreichische
Rundfunk selbst Kabelmedien betreiben darf. Gegenwärtig ste-


